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1. Antragstext

„C.2.3.2 Altlasten systematisch sanieren“

- Aus dem Legislaturplan streichen.

2. Begründung

Damit entsteht ein unnötiger Druck, die gesamte Altlastensanierung forciert anzugehen, was
nicht der effektiven Dringlichkeit entspricht. Zudem gehört eine Einzelmassnahme nicht auf die
Legislaturplanebene.

3. Stellungnahme des Regierungsrates

Nach Artikel 73 Absatz 1 Kantonsverfassung behandelt der Kantonsrat den Legislaturplan und
nimmt davon Kenntnis. Ein Recht auf Streichung einzelner Planungsabsichten des Regierungsra-
tes steht ihm nicht zu. Hingegen kann der Kantonsrat nach Absatz 2 mit einem Planungsbe-
schluss den Regierungsrat zur Entwicklung einer Staatsaufgabe in bestimmter Richtung beauf-
tragen.

Eingaben als Planungsbeschlüsse, welche Ziele und Planungsabsichten der regierungsrätlichen
Legislaturplanung streichen wollen, haben den Charakter "negativ formulierter Planungsbe-
schlüsse". Eine effektive Streichung aus dem Legislaturprogramm ist jedoch nicht möglich. Mit
einem negativ formulierten Planungsbeschluss auf Streichung soll auch keine Staatsaufgabe in
eine bestimmte Richtung entwickelt werden, wie es der Verfassungstext vorgibt, sondern der
bestehende Zustand (status quo) soll aufrechterhalten werden. Dazu ist kein Planungsbeschluss
notwendig.

Die Formulierung „Altlasten systematisch sanieren“ wurde als prägnanter Titel gewählt, kann
aber offensichtlich zu Missverständnissen führen. Nicht gemeint ist, den Druck auf die Altlasten-
sanierung zu erhöhen oder gar Altlastensanierungen ungeachtet ihrer Dringlichkeit zu forcie-
ren. Vielmehr ist beabsichtigt, die zur Verfügung stehenden Ressourcen gezielt dort einzuset-
zen, wo aus Sicht der Umwelt sowie auch aus anderen (raumplanerischen, wirtschaftlichen)
Gründen der grösste Nutzen zu erwarten ist. Dazu die folgenden Erläuterungen:

Im Kanton Solothurn wurden in den vergangenen Jahren die belasteten Standorte (ehemalige
Deponien, Betriebe, Schiessanlagen sowie Unfallstandorte) ermittelt. Von ca. 1‘900 erfassten
Standorten wurden 700 als zwar belastet, aber ohne Auswirkungen für die Umwelt eingestuft.
Für diese Standorte sind keine weiteren Massnahmen notwendig. Bei den restlichen 1‘200
Standorten können relevante Beeinträchtigungen der Umwelt nicht ausgeschlossen werden.



2

Diese Standorte müssen genauer untersucht und beurteilt werden. Nur für einen kleinen Teil
dieser Standorte, man rechnet mit ca. 10 %, werden die Untersuchungen ergeben, dass es sich
um eigentliche Altlasten handelt, welche tatsächlich saniert werden müssen. Für den ganzen
Prozess dieser Untersuchungen und in einigen Fällen Sanierungen hat der Bund im Jahr 2000 ei-
ne Zeitvorgabe von ca. einer Generation, also bis ca. zum Jahr 2025 gemacht. Es ist jedoch heute
davon auszugehen, dass es eher 2040 werden wird.

Es liegt auf der Hand, dass die vielen Untersuchungen nicht auf einmal, sondern nur zeitlich ge-
staffelt im Verlauf der nächsten Jahre durchgeführt und vom Kanton begleitet werden können.
Welche Standorte möglichst bald bearbeitet werden müssen und für welche Standorte mit Un-
tersuchungen und allfälligen weiteren Massnahmen noch länger zugewartet werden kann, ist
aufgrund geeigneter Kriterien festzulegen. Ein wesentliches Kriterium zur Festlegung der
Dringlichkeit sind die möglichen Auswirkungen eines Standortes auf die Umwelt und ihre
Schutzgüter Wasser, Boden und Luft. Daneben sind aber zwingend auch raumplanerische und
wirtschaftliche Aspekte in die Überlegungen mit einzubeziehen. So ist z.B. die hohe Dringlich-
keit für weitere Untersuchungen und die Sanierung des Stadtmists in Solothurn nicht nur durch
dessen grosse Auswirkungen auf die Umwelt begründet. Auch die für die Siedlungsentwicklung
des Grossraums Solothurn bedeutende Lage erfordert ein zügiges Vorgehen.

Dass es bei der Altlastenbearbeitung nicht nur ökologische, sondern auch raumplanerische und
wirtschaftliche Aspekte zu berücksichtigen gilt, unterstreichen die Antworten des Regierungsra-
tes auf Vorstösse im Kantonsrat (Interpellation FdP/JL: Nutzung von Industriebrachen, 2.11.2004;
Interpellation Stephanie Affolter, Grüne: Strategie für Industrie-Brachen, 10.12.2008).

In diesem Sinne ist mit der Formulierung „Altlasten systematisch sanieren“ nicht ein starres,
schematisches Vorgehen gemeint, sondern ein dynamischer Vollzug, welcher Prioritäten setzt
aufgrund ökologischer, raumplanerischer und ökonomischer Erfordernisse. Dabei handelt es sich
nicht um eine Einzelmassnahme, sondern vielmehr um eine Strategie für den Legislaturplan
2005 - 2009 und darüber hinaus.

4. Antrag des Regierungsrates

Nichterheblicherklärung.

Andreas Eng
Staatsschreiber

Vorberatende Kommission

Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission
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Verteiler

Bau- und Justizdepartement
Bau- und Justizdepartement (La)
Bau- und Justizdepartement (br)
Amt für Umwelt (2)
Aktuarin UMBAWIKO (ste)
Parlamentsdienste
Traktandenliste Kantonsrat


